
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 10.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Wohnungsmarkt
Akteure Keine Einschränkung
Prozesstypen Gesellschaftliche Debatte
Datum 01.01.1965 - 01.01.2021

01.01.65 - 01.01.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Bühlmann, Marc
Gerber, Marlène
Hirter, Hans
Strohmann, Dirk

Bevorzugte Zitierweise

Bühlmann, Marc; Gerber, Marlène; Hirter, Hans; Strohmann, Dirk 2024. Ausgewählte
Beiträge zur Schweizer Politik: Wohnungsmarkt, Gesellschaftliche Debatte, 1990 -
2015. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern.
www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 10.04.2024.

01.01.65 - 01.01.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Rechtsordnung

1Öffentliche Ordnung

1Infrastruktur und Lebensraum
1Raumplanung und Wohnungswesen

1Mietwesen

2Wohnungsbau und -eigentum

2Parteien, Verbände und Interessengruppen
2Parteien

2Grosse Parteien

01.01.65 - 01.01.21 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

SMV Schweizerischer Mieterinnen- und Mieterverband

Asloca Association suisse des locataires

01.01.65 - 01.01.21 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Öffentliche Ordnung

Die regelmässig von Auseinandersetzungen mit der Polizei und grösseren
Sachbeschädigungen begleiteten Demonstrationen gegen die Wohnungsnot, welche im
Vorjahr jeweils am Donnerstagabend die Stadt Zürich in Aufregung versetzt hatten,
ebbten im Berichtsjahr ab. Nur noch einmal berichtete die Presse über
Ausschreitungen. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.03.1990
HANS HIRTER

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Mit einem Expertengremium unter der Leitung von Thomas Guggenheim, dem Direktor
des Bundesamtes für Wohnungswesen, und bestehend aus Vertretern der Banken, der
institutionellen Anleger, der Wissenschaft, der Kantone und der Bundesverwaltung
wurde eine weitere Kommission zur Bewältigung der Krise auf dem Wohnungsmarkt
eingesetzt. Die Expertengruppe, welche im Januar vom Bundesrat ernannt wurde, hat
den Auftrag, Vorschläge für eine Verbesserung der Wohnbaufinanzierung zu
erarbeiten, um der bestehenden Lage auf dem Hypothekar- und Liegenschaftsmarkt
besser begegnen zu können. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.01.1991
DIRK STROHMANN

Nach dem vom Bundesamt für Statistik halbjährlich berechneten Index für
Wohnungsmieten, erhöhte sich das Niveau der Mietpreise im November 1991 im
Vergleich zum Vorjahresmonat gesamtschweizerisch um 8,5%. Im Jahresmittel ergab
sich gar eine Mietzinserhöhung von 9,9%. Der im letzten Halbjahr eingetretene Anstieg
der Mietkosten ist in erster Linie eine Folge der angehobenen Hypothekarzinssätze und
betrifft sowohl die alten wie die neuen, d.h. vor oder nach 1947 erstellten Wohnungen
in etwa gleichem Masse. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1991
DIRK STROHMANN

Die Auswirkungen der Personenfreizügigkeit auf den Wohnungsmarkt wurden 2013
von verschiedenster Seite thematisiert. Nachdem Bundesrat Schneider-Ammann (fdp)
die Zuwanderung bereits während einer Ansprache im Mai als einer von mehreren
Gründen für die regional angespannte Marktlage bezeichnet hatte, bekräftigte er diese
Aussage an den Grenchner Wohntagen im November. Darüber hinaus verstärkten der
gestiegene Wohlstand, der moderne Lebenswandel hin zu Einpersonenhaushalten und
urbanen Wohnlagen sowie tiefe Zinssätze und gestiegene Wohnansprüche den Druck
auf den Wohnmarkt, lautete das Fazit der Tagung. In Grenchen führte Daniel Sager,
Autor des jährlich erscheinenden Monitorings „Personenfreizügigkeit und
Wohnungsmarkt“, zudem aus, dass die Zuwanderung die Mietpreise nur in gewissen
Regionen beeinflusse. Gesamtschweizerisch decke sich die Erhöhung der Mietpreise
zwischen 2005 und 2012 mit der Zunahme des BIP im selben Zeitraum. Da weiter viele
Schweizer Mieterinnen und Mieter in diesem Zeitraum ein Eigentumsobjekt erworben
hatten, hätte die Zuwanderung dort, wo der Erwerb von Wohneigentum als Ventil
wirken konnte, keinen zusätzlichen Druck auf den Mietmarkt ausgeübt. Jedoch
verknappe dieser Puffer in den Überlaufgebieten in jüngster Zeit, folgerte Sager im
neusten Monitoring zu Personenfreizügigkeit und Wohnungsmarkt 2012. Weiter
verharre der Druck auf den Mietwohnungsmarkt der mittleren und unteren
Preissegmente insbesondere in den Agglomerationen von Zürich und um den Lac
Leman auf einem hohen Niveau. Eine Entspannung dieses Marktes sei daher bei
gleichbleibender Zuwanderung noch eher fern. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.11.2013
MARLÈNE GERBER
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Im April 2015 äusserte sich der Mieterinnen- und Mieterverband (SMV) kritisch zur
2013 eingesetzten Arbeitsgruppe «Wohnungspolitischer Dialog». Anstatt
mehrheitsfähige Lösungen in Form von griffigen Massnahmen gegen die
Wohnungsknappheit und steigende Mietzinse zu beschliessen, habe die Arbeitsgruppe
nur Empfehlungen zuhanden der Kantone und Städte erlassen, gab SMV-
Generalsekretär Michael Töngi der NZZ zu Protokoll. Darüber hinaus warf er dem
Bundesrat vor, auf Zeit zu spielen, während er auf Verbesserungen auf dem
Wohnungsmarkt hoffe. Um eine Kursänderung in der Wohnungspolitik herbeizuführen,
sei der Verband daran, eine Volksinitiative zu lancieren. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.04.2015
MARLÈNE GERBER

Wohnungsbau und -eigentum

Der Rückgang der Wohnbautätigkeit hielt 1991 wie in den beiden vorausgegangenen
Jahren weiter an. Insgesamt wurden noch 37'600 neue Wohnungen gebaut, rund 2400
oder 6 Prozent weniger als im Vorjahr. Regional betrachtet, wirkte sich der Rückgang
der Bautätigkeit in den Kantonen der Romandie und dem Tessin deutlich stärker aus als
in der deutschen Schweiz. Einzig die zentralschweizerischen Kantone Uri, Schwyz, Ob-
und Nidwalden, Zug sowie Appenzell Ausserrhoden konnten ihre Wohnungsproduktion
noch erhöhen. Bei den Einfamilienhäusern war der Einbruch der Bautätigkeit mit einem
Rückgang von 18 Prozent noch ausgeprägter. Im Berichtsjahr wurden noch 9200
Einfamilienhäuser erstellt, gut 2000 weniger als im Vorjahr. Nach Angaben des
Bundesamtes für Statistik ist diese Entwicklung in erster Linie auf die Hausse bei den
Hypothekarzinsen zurückzuführen. Vergleichsweise gering war dagegen der Rückgang
bei den neuerstellten Wohnungen in Mehrfamilienhäusern; hier wurden noch 28'400
Einheiten, oder 1,2 Prozent weniger als im Vorjahr gebaut.

Auch die Zahl der Baubewilligungen war 1991 rückläufig. 46'200 Bewilligungen, oder 3
Prozent weniger als im Vorjahr, wurden noch erteilt. Besonders vom Rückgang
betroffen war der Einfamilienhausmarkt. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1991
DIRK STROHMANN

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Beim Start in die Frühlingssession Anfang März wollte sich die SP als Partei der
Mieterinnen und Mieter profilieren. Sie forderte, dass dem Trend steigender Mieten
und der dadurch drohenden „Sozial-Apartheid“ Einhalt geboten werden müsse.
Aufgrund von Immobilienspekulation und der Einwanderung gut ausgebildeter
Arbeitskräfte in die Schweiz seien die Mieten in Städten und Agglomerationen in den
letzten zehn Jahren um fast 60% angestiegen. Mit der Schaffung spezieller Wohnzonen
für Familien in Städten, der Nutzung von Industriebrachen für gemeinnützigen
Wohnungsbau und einer Verstärkung des Mieterschutzes wollen die Sozialdemokraten
erschwinglichen Wohnraum für alle erwirken. Darüber hinaus soll eine
Grundstückgewinnsteuer eingeführt werden, um Spekulationsgewinne abzuschöpfen. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.03.2011
MARC BÜHLMANN
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